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sichtlich der Verantwortlichkeit der Gaststätten Besonder­
heiten. So spricht § 216 ZGB von „Garderobe“, während 
§215 ZGB den Begriff „eingebrachte Sachen“ verwendet. 
Garderobe i. S. des § 216 ZGB sind nur solche Bekleidungs­
stücke, die normalerweise bei einem Gaststättenbesuch 
abgelegt werden können (Mäntel, Anoraks, Mützen u. ä.). 
Der Begriff „Garderobe“ ist somit wesentlich enger als 
der Begriff „eingebrachte Sachen“.

Unter diesem Aspekt ist eine Verantwortlichkeit der 
Gaststätten — das Vorliegen der allgemeinen Vorausset­
zungen des § 216 ZGB unterstellt — nur für zur Garderobe 
gehörende Bekleidungsstücke begründet. Diese Verantwort­
lichkeit ist auch dann gegeben, wenn die zur Garderobe 
gehörenden Bekleidungsstücke (Mütze, Schal u. a.) nicht 
gesondert abgelegt, sondern in die Taschen eines anderen 
zur Garderobe gehörenden Bekleidungsstücks (z. B. des 
Mantels) gesteckt wurden. In einem solchen Fall haftet die 
Gaststätte, falls sie für den Verlust des Mantels verant­
wortlich ist, auch für den Verlust der anderen Bekleidungs­
stücke in den Manteltaschen.

Dagegen ist die Gaststätte für den weiteren Taschen­
inhalt von verlorengegangenen Bekleidungsstücken nicht 
verantwortlich. Das gilt insbesondere für Brieftaschen, 
Geld und Wertsachen. Derartige Sachen gehören nicht zur 
Garderobe. Außerdem besteht hier die Möglichkeit,''daß 
der Besitzer diese Sachen selbst beaufsichtigen kann. Um 
einen Verlust oder einer Beschädigung vorzubeugen, darf 
der Gast, wenn er seine Garderobe selbst ablegt, diese 
Sachen nicht in den Taschen belassen.

Dieser Rechtsstandpunkt gilt auch für Handtaschen, die 
in Gaststätten unbeaufsichtigt, z. B. während des Tanzens, 
auf dem Tisch liegen bleiben. Für den, Verlust oder die 
Beschädigung von Handtaschen sowie des Tascheninhalts 
sind die Gäste selbst verantwortlich.

Differenzierter ist die Frage zu beantworten, wie die 
Verantwortlichkeit der Gaststätten für den Tascheninhalt 
zu beurteilen ist, wenn Garderobe, Taschen oder sonstige 
Behältnisse gesondert zur Aufbewahrung übergeben wur­
den.

Soweit es die eigentliche Garderobe betrifft, gelten die 
gleichen Überlegungen, als -wenn die Garderobe in der 
Gaststätte an den dafür vorgesehenen Ablagen abgelegt 
worden wäre. Die Gaststätte braucht nicht damit zu rech­
nen, daß in den Taschen Geld und Wertsachen belassen 
werden, für die ihre Verantwortlichkeit begründet werden 
soll.

Handelt es sich dagegen um Taschen und andere Behält­
nisse, die von der Gaststätte gesondert zur Aufbewahrung 
übernommen werden, dann wird der Rahmen einer Aufbe­
wahrung von Garderobe überschritten. Da ein unmittel­
barer Zusammenhang mit der Garderobe nicht mehr 
gegeben ist, liegt hier ein besonderes vertragliches Dienst­
leistungsverhältnis vor, das die Aufbewahrung von Sachen 
zum Gegenstand hat (§§ 225 ff. ZGB). Dies ist immer der 
Fall, wenn die Aufbewahrung entgeltlich erfolgt, also der 
Bürger eine besondere Garderobenmarke erhält und für 
die Aufbewahrung auch eine Gebühr entrichten muß.

Geht die Sache während der Aufbewahrung verloren 
oder wird sie beschädigt, dann hat die Gaststätte, die die 
Aufbewahrung übernommen hat, wegen Verletzung ihrer 
vertraglichen Pflicht, die Sache vor Verlust und Beschädi­
gung zu schützen und sie nach Beendigung der Aufbewah­
rung zurückzugeben (§ 226 Abs. 1 ZGB), für den hieraus 
entstandenen Schaden aufzukommen (§§ 227 Abs. 2, 93, 330 
ff. ZGB), soweit nicht ein Fall des §334 ZGB (Befreiung 
von der Schadenersatzverpflichtung, weil die Schadensab­
wendung unmöglich war) vorliegt.

Das hier Gesagte gilt grundsätzlich auch für den 
Tascheninhalt. Bei der Aufbewahrung von Taschen und 
sonstigen Behältnissen ist in der Regel davon auszugehen, 
daß sie noch andere Sachen enthalten, die folglich mit auf­
zubewahren sind. Es ist allerdings Sache des Bürgers, die 
Art und den Umfang des Schadens nachzuweisen, d. h. zu

belegen, was in dem betreffenden Behältnis war und mit 
diesem oder allein verloren gegangen ist oder beschädigt 
wurde.

Handelt es sich bei den im Behältnis befindlichen 
Sachen um Geld oder Wertsachen, dann ist m. E. eine Mit­
verantwortlichkeit des Geschädigten zu prüfen (§ 341 ZGB): 
Zum einen entspricht es nicht der gebotenen Sorgfalt, Geld 
und Wertsachen in Behältnissen zu belassen, die in Gast­
stätten, Theatern usw. gesondert zur Aufbewahrung gege­
ben werden; möglicherweise waren diese Behältnisse nicht 
einmal verschlossen. Zum anderen war die aufbewahrende 
Einrichtung nicht über den Tascheninhalt und die Mög­
lichkeit eines besonders hohen Schadens informiert und 
konnte deshalb auch keine besonderen Vorsichtsmaßnah­
men treffen. Der Bürger hat insoweit seine Pflicht verletzt, 
auf die Notwendigkeit einer besonderen Behandlung der 
Sache hinzuweisen (§ 227 Abs. 1 ZGB). Wäre dies geschehen, 
dann hätte die Aufbewahrungseinrichtung entscheiden 
können, ob sie die Aufbewahrung und damit das Risiko 
übernehmen will bzw. kann oder ob sie die Aufbewahrung 
ablehnt.

Unter diesen Aspekten kömmt eine Verantwortlichkeit 
für Geld und Wertsachen m. E. nur dann in Frage, wenn 
Geld bzw. Wertsachen selbst gesondert zur Aufbewahrung 
übernommen wurden.

Ähnlich verhält es sich, wenn Taschen oder andere 
Behältnisse zusammen mit der Garderobe zur Aufbewah­
rung übernommen werden, ohne daß für die Taschen bzw. 
die Behältnisse ein gesondertes Entgelt entrichtet oder 
auch nur eine besondere Garderobenmarke ausgehändigt 
wird.

War eine Gebühr für die Aufbewahrung von Garderobe 
und Behältnissen zu entrichten, dann handelt es sich für 
beides um eine entgeltliche Aufbewahrung nach den Be­
stimmungen der §§ 225 ff. ZGB. War die Aufbewahrung 
insgesamt unentgeltlich, ist sie als eine vertragliche Neben­
leistung der Gaststätte im Zusammenhang mit dem Bewir­
tungsvertrag zu charakterisieren, aus der keine höheren 
Anforderungen abgeleitet werden können, als aus einem 
entgeltlichen Verwahrungsvertrag. Insofern unterscheidet 
sich eine besondere Aufbewahrung in Gaststätten von der 
Verantwortlichkeit für eingebrachte Sachen in Hotels 
gemäß § 215 ZGB.
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Ansprüche beim Fund gestohlener Sachen
In seinem Beitrag „Die rechtliche Regelung des Fundes“ 
(NJ 1977, Heft 8, S. 232 ff.) vertritt E. E s p i g die Auffas­
sung, daß der Fund an einer Sache, die gestohlen oder ih­
rem Besitzer in anderer Weise rechtswidrig entzogen 
wurde, ausgeschlossen sei. Zur Begründung verweist er 
u. a. darauf, daß durch die rechtswidrige Wegnahme der 
bisherige rechtmäßige Besitz an der Sache nicht beendet 
werde; eine Sache gehe nur dann verloren, wenn der Be­
sitzverlust zufällig eintrete. Fund setze voraus, daß der 
unmittelbare Gebrauch der Sache durch den Berechtigten 
bzw. dessen direkte Einwirkungsmöglichkeit auf die Sache 
beendet worden seien. Daher sei z. B. das Auffinden weg­
geworfenen Diebesguts oder eines unberechtigt benutzten 
und dann irgendwo abgestellten Mopeds nicht als Fund zu 
beurteilen. Der „Finder“ erfülle mit der Abgabe der Sache 
lediglich eine sich aus § 325 ZGB für alle Bürger erge­
bende Pflicht zum Schutz des persönlichen Eigentums, 
ohne Anspruch auf Finderlohn zu haben (S. 233).

Diese Auffassung findet im Gesetz keine Stütze. Die 
Bestimmungen über den Fund (§§ 358 ff. ZGB) machen 
weder hinsichtlich der Abgabepflicht noch wegen des An­
spruchs auf Finderlohn und Erstattung von Aufwendun­
gen des Finders einen Unterschied zwischen einer zufällig 
und durch direkte Einwirkung des Berechtigten abhanden-


